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Rechtssatz 

Eine sittliche Verpflichtung zur Übernahme einer Bürgschaft für nahe Angehörige kann nur unter folgenden 
kumulativen Voraussetzungen als gegeben angenommen werden: 

1) Es ist erforderlich, daß der Abgabepflichtige glaubt, durch die Übernahme von Bürgschaften eine 
existenzbedrohende Notlage eines nahen Angehörigen mit Aussicht auf Erfolg abwenden zu können. 

2) Eine existenzbedrohende Notlage liegt nicht schon dann vor, wenn nur die Fortführung einer selbständigen 
Betätigung ohne die Übernahme von Bürgschaften nicht mehr möglich scheint, sondern wenn die wirtschaftliche 
Existenz des nahen Angehörigen überhaupt verloren zu gehen droht, dieser also seine berufliche Existenz nicht 
auch auf andere ihm zumutbare Weise hätte erhalten können. 

3) Die besicherten Kredite dürfen nicht dazu dienen, den Betrieb des Schuldners zu erweitern oder ihm sonst 
bessere Ertragschancen zu vermitteln (Hinweis E 1.3.1983, 82/14/0187). 

4) Es besteht keine sittliche Verpflichtung eines Abgabepflichtigen zur Übernahme von Bürgschaften für 
Schulden, die ein naher Angehöriger ohne besondere Notwendigkeit eingegangen ist. 

5) Eine Zwangsläufigkeit aus sittlichen Gründen setzt voraus, daß sich der Steuerpflichtige nach dem Urteil 
billig und gerecht denkender Menschen der Übernahme von Bürgschaften nicht entziehen kann. Nicht das 
persönliche Pflichtgefühl des Stpfl, sondern der objektive Pflichtbegriff nach den herrschenden moralischen 
Anschauungen ist entscheidend. Es reicht daher nicht aus, daß das Handeln des Steuerpflichtigen menschlich 
verständlich ist, es muß vielmehr die Sittenordnung dieses Handeln gebieten. 


